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Verhandlungsbericht aus der Sitzung des Gemeinderates vom 15. Septem-

ber 2026 
 

Berichterstattung von Patrick Wanger, Gemeindeschreiber 

 

 

Totalrevision der kommunalen Bau- und Zonenordnung (BZO); Umzonung der 

Schwingmulde; Bezirksrat weist Rekurs ab 

 

Die Gemeindeversammlung vom 16. Juni 2026 hat im Rahmen der Gesamtrevision der Bau- und 

Zonenordnung (BZO) beschlossen, die Parzelle "Uf Stocken" (Schwingmulde) der Erholungszone 

zuzuweisen. Gegen diesen Entscheid wurde beim Bezirksrat ein Stimmrechtsrekurs eingereicht. 

 

Mit Beschluss vom 20. August 2026 hat der Bezirksrat den Rekurs beurteilt. Auf die Rüge betref-

fend die unterbliebene Anhörung der Rechnungsprüfungskommission trat er nicht ein. Im Übrigen 

wies er den Rekurs ab. Der Bezirksrat kam insbesondere zum Schluss, dass die Stimmberechtig-

ten an der Gemeindeversammlung über die für den Änderungsantrag wesentlichen Aspekte aus-

reichend informiert waren und sich eine freie und sachbezogene Meinung bilden konnten. Auch die 

Zulassung des Änderungsantrags zur Abstimmung erachtete der Bezirksrat als zulässig. Die kon-

krete Höhe allfälliger finanzieller Auswirkungen musste nach Auffassung des Bezirksrats zum Zeit-

punkt der Abstimmung nicht beziffert werden. 

 

Damit hat der Entscheid der Gemeindeversammlung vom 16. Juni 2026 Bestand. Die Gemeinde 

Kilchberg hat die revidierte BZO inzwischen dem Kanton zur Prüfung und weiteren Behandlung 

eingereicht. Im Rahmen dieses Verfahrens wird die BZO durch die zuständigen kantonalen Stellen 

geprüft. Nach Abschluss des kantonalen Genehmigungsverfahrens wird die vom Kanton geneh-

migte revidierte BZO publiziert. Sie tritt in Rechtskraft, sofern gegen die Publikation keine Rechts-

mittel ergriffen werden. 

 

 

Liegenschaftenstrategie 

 

Die Gemeinde Kilchberg hat ihre Liegenschaftenstrategie umfassend überarbeitet. Sie zeigt, über 

welche Liegenschaften die Gemeinde verfügt, welchen Bedarf die öffentlichen Aufgaben begrün-

den und wie das Portfolio im Verwaltungs- und Finanzvermögen in den nächsten rund 15 Jahren 

bedarfsgerecht, wirtschaftlich und nachhaltig weiterentwickelt wird. 

 

Die Strategie umfasst die folgenden Themenbereiche: 

 

Ausgangslage 

Die Gemeinde verfügt über ein Immobilienportfolio von rund 226’000 m³ Gebäudevolumen mit ei-

nem Gebäudeversicherungswert von rund CHF 228 Mio. Die Strategie wurde zwischen Herbst 

2025 und Sommer 2026 in einem partizipativen Prozess mit dem Gemeinderat, Liegenschaften-

ausschuss, den Ressorts und dem Bereich Liegenschaften erarbeitet. Rollen und Zuständigkeiten 

sind klar geregelt, der Bereich Liegenschaften führt das Portfolio über den gesamten Lebenszyk-

lus, die Ressorts vertreten den Nutzungsbedarf. 

 

Ziele und Leitsätze 

Sechs strategische Ziele mit zwölf Leitsätzen bilden das Fundament der Strategie. Sie wurden vom 

Gemeinderat am 13. Januar 2026 verabschiedet und sind für Politik und Verwaltung verbindlich 
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(GRB 2026-12). Sie betreffen die Bereitstellung bedarfsgerechter Flächen, die effiziente Bewirt-

schaftung, die Bodenpolitik, ökologische Vorgaben, sozial‑gesellschaftliche Aufgaben sowie die 

Renditeziele im Finanzvermögen. 

 

Gesamtportfolio 

Das Portfolio ist erstmals vollständig und einheitlich erfasst. Es umfasst Gebäude im Verwal-

tungs- und Finanzvermögen, angemietete Objekte, Parkplätze, Pachtflächen und Baurechte. 

Grösster Flächenträger ist das Ressort Bildung, gefolgt von Sicherheit/Sport. Die Liegenschaften 

im Finanzvermögen konzentrieren sich auf die Ressorts Tiefbau/Werke und Hochbau/Liegenschaf-

ten. Die Bewirtschaftung erfolgt durch den Bereich Hochbau 

 

Prozess Bedarfsplanung 

Ein klar geregelter Prozess führt vom erhobenen Bedürfnis zum Projektentscheid. Die Ressorts 

formulieren ihre Bedürfnisse, der Bereich Liegenschaften prüft und konsolidiert diese und gleicht 

sie mit dem Masterplan ab. Die Entscheide erfolgen stufengerecht durch Liegenschaftenaus-

schuss, Gemeinderat, Gemeindeversammlung oder Urnenentscheid. 

 

Bedarf und baulicher Zustand 

Der nutzerseitige Bedarf wurde 2026 erstmals einheitlich erhoben. Der quantitative Raumbedarf ist 

weitgehend gedeckt. Im Vordergrund stehen qualitative Themen wie Komfort, Sicherheit und Hin-

dernisfreiheit. Der bauliche Zustand liegt 2026 bei "mittel" und würde ohne Investitionen bis 2036 

deutlich sinken. Die Strategie wirkt dieser Entwertung gezielt entgegen. 

 

Objektstrategien 

Für jede Liegenschaft ist festgelegt, wie mit ihr umgegangen wird: Entwickeln, halten oder umnut-

zen/vermieten/verkaufen für Liegenschaften im Verwaltungsvermögen. Im Finanzvermögen gelten 

drei Renditekategorien mit objektspezifischen Zielbildern. 

 

Masterplan 

Der Masterplan konsolidiert erstmals sämtliche erwarteten Projekte der nächsten 15 Jahre. Das 

Investitionsvolumen beträgt rund CHF 176.6 Mio., was im Durchschnitt einem Betrag von rund 

CHF 9.8 Mio. pro Jahr entspricht. Die Projekte sind nach zeitlicher Flexibilität priorisiert und geglät-

tet. Der Masterplan wird periodisch nachgeführt und bildet das zentrale Steuerungsinstrument der 

Investitionsplanung. 

 

Finanzielle Tragbarkeit und Umsetzung 

Die finanzielle Tragbarkeit ist gemäss Beurteilung der Abteilung Finanzen/Steuern bis etwa 2030 

gegeben, sowohl im Verwaltungs‑ als auch im Finanzvermögen. Eine Erhöhung des Steuerfusses 

ist in der laufenden Legislatur voraussichtlich nicht erforderlich. Zur Mitte der Legislatur, im Jahr 

2028, und danach alle zwei Jahre, werden Masterplan, Projektfahrplan und finanzielle Tragbarkeit 

gemeinsam überprüft und nachgeführt. 

 

 

Politische Gemeinde Kilchberg; Budget 2027; Antrag und Beleuchtender Bericht zuhanden 

der Gemeindeversammlung vom 1. Dezember 2026 

 

Budget 2027: Ergebnis, Aufwand und Ertrag 

Das Budget 2027 rechnet mit einem Ertragsüberschuss von CHF 33'500.00 (Vorjahr 

CHF 346'000.00). Der Gesamtaufwand steigt auf CHF 154'252'100.00 (Vorjahr 

CHF 148'889'900.00), der Gesamtertrag auf CHF 154'285'600.00 (Vorjahr CHF 149'235'900.00). 
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Aufwand und Ertrag wachsen damit etwa im gleichen Mass um rund 3.5 %, während der Über-

schuss kleiner ausfällt als im Vorjahr. 

 

Investitionen 

Für das Verwaltungsvermögen sind Nettoinvestitionen von CHF 19'025'000.00 (Vorjahr 

CHF 21'047'000.00) und für das Finanzvermögen von CHF 2'200'000.00 (Vorjahr CHF 403'500.00) 

budgetiert. 

 
Steuererträge 

Bei unverändertem Steuerfuss von 72 % rechnet die Gemeinde mit Steuererträgen des Rech-

nungsjahres von CHF 88'101'000.00 (Vorjahr CHF 86'556'000.00). Die Steuern aus früheren Jah-

ren bleiben mit CHF 17'510'200 (Vorjahr CHF 17'580'900.00) nahezu stabil. Bei den Grundstück-

gewinnsteuern wird ein Anstieg auf CHF 18'900'000.00 (Vorjahr CHF 17'000'000.00) erwartet. 

 

Ressourcenausgleich 

Der Ressourcenausgleich ist mit CHF 61'753'000 budgetiert (Vorjahr CHF 61'886'000) und macht 

neu rund 40.0 % des Gesamtaufwands aus – nach 41.6 % im Vorjahr. Sein Anteil am Gesamtauf-

wand nimmt also leicht ab. 

 

Empfehlung des Gemeinderates 

 

Der Gemeinderat empfiehlt den Stimmberechtigten, dem Budget 2027 mit einem unveränderten 

Steuerfuss von 72 % zuzustimmen. 

 

 

Verordnung über die Gemeinde- und Mietkostenzuschüsse; Erlass und Inkraftsetzung per 

1. Juli 2027; Antrag und Beleuchtender Bericht zuhanden der Gemeindeversammlung vom 

1. Dezember 2026 

 

Die heute geltenden Bestimmungen zu den Gemeinde- und Mietkostenzuschüssen stammen im 

Wesentlichen aus den Jahren 1971 und 1989. Sie entsprechen aufgrund der zwischenzeitlich er-

folgten Änderungen im Bundes- und Kantonalrecht nicht mehr vollständig den aktuellen gesetzli-

chen Grundlagen. Mit der neuen Verordnung sollen die kommunalen Regelungen deshalb aktuali-

siert und zeitgemäss ausgestaltet werden. 

 

Bei den ordentlichen Gemeindezuschüssen wird die bisherige prozentuale Berechnung in Abhän-

gigkeit von der Höhe der ausgerichteten Ergänzungsleistungen durch eine individuelle Berechnung 

mit einheitlichen jährlichen Höchstbeträgen ersetzt. Diese betragen CHF 4'200.00 für Alleinste-

hende, CHF 4'800.00 für Ehepaare und eingetragene Partnerschaften sowie CHF 1'800.00 für 

minderjährige Waisen und anspruchsberechtigte Kinder. Der tatsächlich ausgerichtete Zuschuss 

wird weiterhin anhand der individuellen anrechenbaren Einnahmen und Ausgaben bestimmt und 

kann deshalb unter dem jeweiligen Höchstbetrag liegen. 

 

Auch bei den Mietkostenzuschüssen wird die bisherige "Ein-Drittel-Formel" durch einheitliche jähr-

liche Höchstbeträge ersetzt. Diese betragen CHF 4'404.00 für Alleinstehende und CHF 5'004.00 

für Ehepaare und eingetragene Partnerschaften sowie Personen mit anspruchsberechtigten Kin-

dern oder Waisen. Auch hier richtet sich die konkrete Höhe des Zuschusses weiterhin nach den 

individuellen finanziellen Verhältnissen. 
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Mit der neuen Regelung werden die Gemeinde- und Mietkostenzuschüsse nach klaren, einheitli-

chen Kriterien berechnet. Die neue Regelung führt bei einzelnen Personen zu höheren, bei ande-

ren zu tieferen Leistungen. Die Ausgaben der Gemeinde bleiben insgesamt auf dem bisherigen 

Niveau. 

 

Empfehlung des Gemeinderates 

 

Der Gemeinderat ist überzeugt, dass mit der neuen Regelung eine ausgewogene und 

zeitgemässe Lösung vorliegt. Er empfiehlt den Stimmberechtigten, die neue Verordnung über die 

Gemeinde- und Mietkostenzuschüsse zu genehmigen und damit die bisherigen Bestimmungen 

aus den Jahren 1971 und 1989 abzulösen. 

 

 

Friedhofs- und Bestattungsreglement; Aufhebung und Kompetenzdelegation; Antrag und 

Beleuchtender Bericht zuhanden der Gemeindeversammlung vom 1. Dezember 2026 

 

Das Friedhofs- und Bestattungsreglement sowie die Verordnung über das Friedhofs- und 

Bestattungswesen der Gemeinde Kilchberg stammen aus dem Jahr 2008. Seither wurden die 

kantonalen Vorschriften zum Bestattungswesen (BesV; LS 818.61) wie auch die 

Gemeindeordnung der Gemeinde Kilchberg umfassend überarbeitet. Die wesentlichen 

Bestimmungen sind heute bereits im Gesundheitsgesetz (GesG; LS 810.1) sowie in der 

Bestattungsverordnung des Kantons Zürich geregelt. 

 

Mit dieser Vorlage wird das bestehende Friedhofs- und Bestattungsreglement sowie die 

Verordnung über das Friedhofs- und Bestattungswesen der Gemeinde Kilchberg aus dem Jahr 

2008 aufgehoben. Künftig sollen die gemeindespezifischen Bestimmungen vom Gemeinderat 

geregelt werden. Dieser erlässt ein neues Friedhofs- und Bestattungsreglement. Organisatorische 

Abläufe sowie weitere Vollzugsbestimmungen werden in einer Weisung der Friedhofsvorsteherin 

oder des Friedhofsvorstehers festgelegt. 

 

Mit dieser Neuordnung werden die verschiedenen Regelungsebenen klar voneinander abgegrenzt. 

Für die Bevölkerung ergeben sich daraus keine wesentlichen materiellen Änderungen. Die Rechte 

und Pflichten bleiben unverändert und werden weiterhin auf den massgebenden gesetzlichen und 

kommunalen Erlassstufen geregelt. 

 

Empfehlung des Gemeinderates 

 

Der Gemeinderat ist überzeugt, dass die vorgeschlagene Neustrukturierung des kommunalen 

Friedhofs- und Bestattungsrechts zweckmässig, rechtssystematisch konsequent und den heutigen 

gesetzlichen Rahmenbedingungen angepasst ist. Sie berücksichtigt die Vorgaben des kantonalen 

Rechts, schafft eine klare Abgrenzung zwischen den einzelnen Erlassstufen und gewährleistet 

einen effizienten Vollzug. 

 

Der Gemeinderat empfiehlt den Stimmberechtigten deshalb, der Aufhebung des Friedhofs- und 

Bestattungsreglements vom 4. Februar 2008 und der Verordnung über das Friedhofs- und 

Bestattungswesen vom 15. April 2008 sowie der Kompetenzdelegation zur Regelung des 

kommunalen Friedhofs- und Bestattungswesens an den Gemeinderat zuzustimmen. 
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Die Details zu den Vorlagen können den Beleuchtenden Berichten (Weisungen zur Gemeindever-
sammlung) entnommen werden, welche spätestens zwei Wochen vor der Versammlung auf der 
Gemeindewebsite aufgeschaltet werden (www.kilchberg.ch → Themen → Politik & Verwaltung→ 
Gemeindeversammlung). 
 

 

Im Weiteren hat der Gemeinderat: 

 

• den Finanzplan 2026 – 2030 mit einem Investitionsvolumen von CHF 99.7 Mio. genehmigt; 

• den Stellenplan der Gemeindeverwaltung für das Jahr 2027 mit unverändert 9'650 Stellenpro-

zenten genehmigt; 

• beschlossen, bei der Baudirektion des Kantons Zürich für das Bächlerquartier die Festsetzung 

einer Planungszone nach § 346 PBG für die Dauer von drei Jahren zu beantragen. 

• für die Sanierung des Bodenbelages im Untergeschoss der Liegenschaft Schützenmattstrasse 
1a einen Objektkredit von CHF 66'500.00 exkl. MWST (+/- 10 %) als gebundene Ausgabe im 
Sinne von § 103 des Gemeindegesetzes zu Lasten der Erfolgsrechnung genehmigt; 

• das Budget 2027 des Zweckverbands Sekundarschule Kilchberg-Rüschlikon mit einem Auf-

wandüberschuss von CHF 6'408'600.00 und einem Gemeindeanteil für Kilchberg von 

CHF 3'308'600.00 sowie Nettoinvestitionen VV von CHF 355'600.00 genehmigt. 
 

Hinweis an die Presse 

Bei Fragen oder Bemerkungen zum vorliegenden Verhandlungsbericht wenden Sie sich bitte an: 

Patrick Wanger, Gemeindeschreiber, Tel: 044 716 32 15, praesidiales@kilchberg.ch  


